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Die Arbeitsvermittlung in Wiesbaden 
ist erfolgreich, trotzdem ist die Zu-
kunft als Optionskommune ungewiss. 
Die CDU-Stadtverordneten Ulrich 
Weinerth und Hans-Achim Michna 
fordern daher, dass Wiesbaden dauer-
haft Optionskommune bleibt und kri-
tisieren die undurchsichtige Haltung 
von Bundesarbeitsminister Scholz 
(SPD). 
 
„Der Fortbestand der Optionskommune 
Wiesbaden und damit der erfolgreichen 
Arbeitsvermittlung in unserer Stadt 
sind nach wie vor gefährdet,“ warnen 
die CDU-Sozialpolitiker Ulrich Wei-
nerth und Hans-Achim Michna. Ihre 
Kritik richtet sich an Bundesarbeitsmi-
nister Scholz (SPD).  
 
Dieser halte trotz der unbestreitbaren 
Vorteile der Betreuung der Langzeitar-
beitslosen in einer - nämlich der kom-
munalen - Hand, den Fortbestand der 

bundesweit 69 Optionskommunen im-
mer noch in der Schwebe.  
 
„Das Damoklesschwert hängt immer 
noch,“ beklagen die CDU-Sozialpoli-
tiker: „Nach dem Schiffbruch, den die 
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) aus 
Kommunen und Arbeitsagentur als 
verfassungswidrige Mischverwaltung 
von Bund und Kommunen erlitten ha-
ben, hätte Arbeitsminister Scholz gut 
daran getan, sich bei der Suche nach 
Auswegen auf das erfolgreiche Opti-
onsmodell zu konzentrieren.“  
 
Statt dessen sei er auf bestem Wege, 
mit den von ihm präferierten „Koope-
rativen Jobcentern“ das Kind mit dem 
Bade auszuschütten,“ stellt Hans-
Achim Michna, der auch der Wiesba-
dener CDA vorsteht, fest: „Wiesbaden 
und die anderen 12 hessischen Opti-
onskommunen zeigen eindrucksvoll, 
dass von der kommunalen Ebene ein 
umfassendes und wirkungsvolles Hilfs-
angebot aus einer Hand gemacht wer-
den kann.  
 
Das Wieder-Auseinanderdröseln der 
Aufgaben in der Arbeitsvermittlung - 
das Arbeitsamt bestimmt wieder über 
die Erwerbsfähigkeit, die ALG-II-
Leistungen und die Eingliederungshil-
fen; den Kommunen verbleibt die Ver-
antwortung für die Kosten der Unter-
bringung - wäre ein Rückfall in längst 
überwunden geglaubte Zeiten mit ih-
rem Kompetenz-Wirrwarr zwischen 
Bundesagentur und kommunalem Sozi-
alamt.“  
 
Der entscheidende Fortschritt der Ar-
beitsmarkt-Reform, Betreuung und 
Vermittlung der Langzeitarbeitslosen 
‚aus einer Hand’ zu gewährleisten, 

wäre wieder dahin. Mit der Übertra-
gung der Zuständigkeit für die Unter-
kunftskosten käme auf die Städte und 
Kreise ein unübersehbares finanzielles 
Risiko zu, ergänzt der sozialpolitische 
Sprecher Ulrich Weinerth: „Wiesbaden 
mit seinem von jeher hohen Mietni-
veau wäre hier extrem getroffen.“ 
 
Dass Arbeitsminister Scholz am Aus-
nahme- und Übergangscharakter des 
Optionsmodells festhält, bei dem bun-
desweit 69 Städte und Kreise die Lang-
zeitarbeitslosen in eigener Regie quali-
fizieren und in Arbeit vermitteln, sei 
vor diesem Hintergrund absolut unver-
ständlich.  
 
Als bisher einziges Zugeständnis 
zeichne sich eine Verlängerung der 
Befristung von 2010 um drei Jahre ab. 
 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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„Das ist eine neue Galgenfrist, aber 
keine Lösung des Problems,“ kritisie-
ren die CDU-Sozialpolitiker Ulrich 
Weinerth und Hans-Achim Michna 
unisono: „Dabei sprechen die Vermitt-
lungserfolge eindeutig für die Options-
lösung.“  
 
So hätten im vergangenen Jahr 6.800 
von über 16.000 Wiesbadener Lang-
zeitarbeitslosen den Weg zurück in den 
ersten Arbeitsmarkt gefunden.  
 
„Diese Integrationsquote von 41% 
kann sich sehen lassen,“ betont der 
Hartz-IV-Fachsprecher der CDU-
Rathausfraktion Hans-Achim Michna. 
Dieser hohe Standard gelte auch für die 
Qualifizierung. Hier hätten im vergan-
genen Jahr 87% aller Hilfebedürftigen 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
teilgenommen. 

 
„Die Entscheidung für die Option ist 
2004 über Parteigrenzen hinweg im 
breiten Konsens gefallen, wenn auch 
zum großen Missfallen des damaligen 
Sozialdezernenten,“ erinnert Ulrich 
Weinerth: „Dass diese Entscheidung 
richtig war, belegen die Eingliede-
rungs- und Vermittlungsergebnisse 
ganz eindeutig. Ein Arbeitsloser in 
Wiesbaden hat bessere Chancen, wie-
der von seiner eigenen Hände Arbeit 
leben zu können, als andernorts.“  
 
„Bundesarbeitsminister Scholz hat es 
in der Hand, im Interesse der Arbeits-
suchenden diesen erfolgreichen Weg 
dauerhaft freizumachen,“ fordern Ul-
rich Weinerth und Hans-Achim Mich-
na abschließend.  
 

(red) 

„Die Sanierung des Kriegerdenkmals 
und des umliegenden Platzes am Nero-
tal war gut geplant, aber aus Sicht der 
CDU-Fraktion ist der Fortgang der 
Arbeiten schleppend und die dafür 
angeführten Gründe nicht ausreichend 
nachvollziehbar", so Hans-Martin 
Kessler, planungspolitischer Sprecher 
der CDU. Die Stadtverordnetenver-
sammlung hatte im vergangenen Jahr 
die Durchführung der Maßnahme ver-
anlasst und gemeinsam mit der Ver-
waltung einen ehrgeizigen - aber rea-
listischen - Zeitplan zur Umsetzung 
der Sanierungsmaßnahme besprochen. 
Im Januar sollte die technische Pla-
nung, der Bauantrag, die entsprechen-
de Genehmigung und die notwendige 
Ausschreibung erfolgen. März/April 
hätte die Realisierung des Umbaus und 
im Mai die Neueröffnung erfolgen 
können. „Doch all dies hat sich ohne 
Not unverhältnismäßig verzögert“, so 
Kessler zum Verfahrensgang. 
 
Als Verzögerungsgrund wurden un-
vorhergesehene Mängel am Denkmal 
selbst geltend gemacht. „Die Platzges-
taltung oder der Kioskumbau hätten 
trotz der festgestellten Probleme wei-
terlaufen können“ so Kessler. Dass ein 
Amt mit dem Arbeitsbeginn wartet, bis 
das andere endlich fertig wird, sei ein 
ärgerlicher weil nicht notwendiger 
Vorgang, der ein deutlicher Beleg für 
Koordinierungsschwierigkeiten ist. 
Die Folge war eine wochenlang unbe-
setzte Baustelle. 
 
Zu einer seriösen Verfahrensbeglei-
tung durch die Verwaltung gehöre 
auch die Rücksicht auf die abhängigen 
Anlieger. „Es darf nicht sein, dass die 
Planung eine Umsetzung für den An-
fang des Sommers vorsieht und erst 
Ende April begonnen wird. Das Sai-
songeschäft des ansässigen Kiosks 
wird massiv darunter leiden“, gibt 
Hans-Martin Kessler zu bedenken. 
 
Die Versäumnisse an dieser Maßnah-
me seien nicht mehr zu heilen, „aber 
die Politik wird sich zukünftig noch 
intensiver darum kümmern müssen, 
um solche ärgerlichen Verzögerungen 
zu vermeiden“, stellt Hans-Martin 
Kessler abschließend fest. (red) 
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Als Reaktion auf das Interview mit 
Bernhard Lorenz zum Thema „1968 - 
mehr Fluch als Segen?“ bekamen wir 
eine Vielzahl positiver Rückmeldun-
gen.  
 
Die Redaktion hat deshalb den Vorsit-
zenden der CDU Rathausfraktion 
gebeten, einige Aspekte von „’68“ 
genauer zu beleuchten. Thema in 
dieser  Ausgabe sind die „Idole“ der 
68er. 
 
Bei ihren Demonstrationen trugen die 
68er Bilder von Mao und Che Guevara 
wie Monstranzen vor sich her und 
brüllten „Ho-Ho-Ho Chi-Minh“. Die 
so genannte „antiautoritäre Bewe-
gung“" hatte ihre eigenen Führer ge-
funden, denen sie unkritisch folgte. 
Wer waren diese „Idole“ der 68er-
Generation? 
 
Che Guevara – ein Mann mit der Lust 
am Töten 

 
Im Geiste Guevaras führte der Sozia-
listische Deutsche Studentenbund 
(SDS) im Februar 1968 einen Viet-
nam-Kongress durch. Eine Teilnehme-
rin führte aus: „Am Beispiel von Che 
muss sich die Jugend Westeuropas 
inspirieren. Wir müssen Che wie eine 
Fahne verteidigen, verteidigen seine 
Konzeptionen eines neuen Menschen.“  
 
Auf der 22. Delegiertenkonferenz des 
SDS betonte der Studentenführer Rudi 
Dutschke die Vorbildfunktion Gueva-
ras wie folgt: „Die ‚Propaganda der 
Schüsse’ (Che) in der ‚Dritten Welt’ 
muß durch die ‚Propaganda der Tat’ in 

den Metropolen vervollständigt wer-
den“, um das westliche System der 
Repressionen zu vernichten. 
 
Guevara führte Straf- und Arbeitslager 
ein und leitete Sondergerichte. Er 
wachte über Hunderte von Todesurtei-
len wegen „Verbrechen gegen die Re-
volution“. In einem Brief schrieb Gue-
vara: „Die Hinrichtungen durch Er-
schießungskommandos sind nicht nur 
eine Notwendigkeit für das Volk von 
Kuba, sondern auch eine vom Volk 
auferlegte Verpflichtung“. Er war nicht 
„nur“ ein Schreibtischtäter.  
 
Guevara war auch ein Mann mit der 
Lust am Töten. So schreibt er in sei-
nem Tagebuch beispielsweise: „Die 
Situation war für die Männer und für 
Eutimio unangenehm, also machte ich 
dem ganzen ein Ende und schoss ihm 
mit einer 32er-Pistole in die rechte 
Gehirnhälfte mit Austrittsloch am 
rechten Schläfenbein“.  
 
In einem anderen Fall drängt sich Gue-
vara vor, als es darum ging, einen 
Menschen zu erschießen. Eigentlich 
hatte Castro einem anderen den 
Schießbefehl gegeben. Dieser erzählte 
später: „Ich hatte mein Gewehr dabei. 
Aber dann zog plötzlich Che einen 
22er Colt und jagte ihm – bumm – eine 
Kugel in den Kopf“. Auf das Konto 
von Guevara gehen nach seriösen 
Schätzungen mehr als 2.000 Tote. 
 
Der Studentenführer in Frankreich. 
Daniel Cohn-Bendit, bezeichnete Gue-
vara als den „größte(n) Star der antiau-
toritären Bewegung“. Der Beiname 
„Che“ war als Ehrenbezeichnung ge-
meint; „Che“ bedeutet „Freund“. 
 
Ho Chi-Minh – der Massenmörder 
 
Ho Chi-Minh verkörperte für viele 
68er den Prototyp des mutigen Einzel-
kämpfers gegen die übermächtigen 
USA. Nach der Niederlage der franzö-
sischen Kolonialmacht gegen die von 
Ho Chi-Minh gegründeten Vietminh 
kam es 1954 zur Umwandlung Nord-

Vietnams in ein marxistisch-leninis-
tisches Regime.  
 
Bei der Umwandlung des Bodens zu 
Kollektivbesitz wurden bis 1956 etwa 
360.000 Menschen ermordet. Die 
meisten davon Landbesitzer und ihre 
Kinder. Bis 1973 wurden während des 
Krieges mit Südvietnam weitere 
130.000 Zivilisten umgebracht. Wäh-
rend seiner Regierungszeit ist Ho Chi-
Minh verantwortlich für den Tod von 
einer Millionen Menschen, die er 
durch Verfolgung, Folter, Inhaftierung 
und Hinrichtungen umbringen ließ. 
 

Mao Tse-Tung – der Megamörder 
 
Der Studentenführer Dutschke schrieb 
in seinem Tagebuch: „Che und Mao, 
begreifen in unserer Zeit am tiefsten 
die Probleme der Massenpraxis um 
nationale Befreiung in der Dritten 
Welt“. Das Chinesische Regime und 
seine Handlungen verehrte er als einen 
„bewundernswerten Versuch“. 
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In Wirklichkeit führte die Landwirt-
schaftsreform in China zwischen 1958 
und 1962 zu Hungersnöten mit bis zu 
40 Millionen Opfern. Bei den Säube-
rungsaktionen im Rahmen der großen 
proletarischen Kulturrevolution zwi-
schen 1966 und 1976 wurden mehr als 
8 Millionen Menschen ermordet. Wei-
tere 100 Millionen Chinesen wurden 
gedemütigt, gefoltert und zu Zwangs-
arbeit verurteilt.  
 
In der Summe ist Mao verantwortlich 
für zwischen 70 und mehr als 90 Milli-
onen Tote. Mit dieser Zahl an Opfern 
steht dieses „Idol“ der 68er-Bewegung 
in der Rangliste der „Megamörder“ 
weit vor Stalin und Hitler. 
 
Viele 68er verteidigen noch heute ihre 
Bewunderung für Mao. Bisweilen ver-
weisen sie darauf, man habe seinerzeit 
nichts über die Wirklichkeit in China 
wissen können. Nur wenige 68er las-
sen, wie der Fotograf Michael Ruez, 
späte Einsicht erkennen: „Ich habe 
Mao für einen guten Revolutionär 
gehalten. Wir waren wirklich sehr 
dumm. Mao sympathisch zu finden, 
war in etwa so absurd, wie Hitler nett 
zu finden“. 
 
Was hätten die 68er über die Untaten 
ihrer „Idole“ wissen können? 
 
Bei der Beantwortung dieser Frage 
beschränke ich mich auf das Beispiel 
Mao. Bereits der Beschluss, mit dem 
die Führung der Kommunistischen 
Partei Chinas 1966 die Kulturrevoluti-
on ausgerufen hatte, kündigte massive 
Gewalt an. Den Kritikern der Politik 
Maos wurde darin der „Kampf auf 
Leben und Tod“ angesagt, „die ganze 

Härte der Diktatur des Proletariats“.  
 
Der deutsche Chinaexperte Professor 
Jürgen Domes publizierte zu diesem 
Thema Aufsätze, die die Realität auf-
grund von amtlichen Dokumenten so-
wie schriftlichen und mündlichen Be-
richten wiedergaben.  

 
Er schrieb 1967: „Beginnend in Pe-
king, Schanghai und anderen Groß-
städten wurden Kritiker der Parteifüh-
rung von den Rotgardisten durch die 
Straßen geschleift, geschlagen, gede-
mütigt, gefoltert und mit Sicherheit in 
vielen Fällen auch getötet“. Im Januar 
1967 hatte der damalige chinesische 
Außenminister Marschall Ch’en Yi in 
aller Öffentlichkeit erklärt, „dass allein 
im Spätsommer und Herbst 1966 mehr 
als 400.000 Kader physisch liquidiert 
worden“ waren.  
 
Aber auch die interessierte Öffentlich-
keit in der damaligen Bundesrepublik 
war nicht uninformiert. „Ende April 
1968 wies Bundesforschungsminister 

Stoltenberg in einer Fernsehdiskussion 
auf die ‚Grausamkeiten’ der chinesi-
schen Kulturrevolution hin.“ 
 
Trotzdem diese Informationen vorla-
gen, hielten die 68er an der Verehrung 
der „Idole“ fest. Cohn-Bendit bekennt 
in Hinblick auf Che, Mao und Ho: 
„Der Realitätsgehalt ihrer Texte und 
das, was sie wollten und taten, wurde 
nicht geprüft.“ Der Studentenführer 
Dutschke räumte eine solche Prüfung 
zwar ein, wollte sich aber durch unbe-
queme Wahrheiten nicht von seiner 
Weltsicht abbringen lassen. Über die-
jenigen, die in der Kulturrevolution 
hauptsächlich „Terror“ sähen, sei, so 
Dutschke, „kein Wort zu verlieren“. 
 
Die „Idole“ der 68er – Vorbilder für 
heute? 
 
Mao Tse-Tung, Ho Chi-Minh und Er-
nesto Rafael Guevara sind zusammen 
für mehr als 100 Millionen Tote ver-
antwortlich. Während die Untaten von 
Mao und Ho heute von den Linken 
verdrängt werden, wird Guevara im-
mer noch verklärt. Sein Foto ziert noch 
heute unzählige T-Shirts und Poster.  
 
Kann ein Mann mit der Lust am Töten 
ein Freund, ein Che sein? Ich denke 
nicht.  
 
Die Alt-68er und Linken sollten sich 
von ihren ehemaligen „Idolen“ distan-
zieren. Sie sollten bereitwillig Antwort 
geben, wenn sie von der nachwachsen-
den Generation gefragt werden: „Was 
hast Du damals gemacht, als die ande-
ren Mao, Ho und Che bejubelten?“. 
 

(Bernhard Lorenz) 

Kristina Köhler wurde einstimmig zur 
stellvertretenden Vorsitzenden des 
Bundesfachausschusses der CDU 
Deutschland "Innenpolitik und Integra-
tion" gewählt, der sich im Mai konsti-
tuiert hat. Sie übernimmt die Leitung 
des Arbeitskreises „Islamismus und 
Extremismus“, der sich mit Strategien 
und Überlegungen zur Bekämpfung 
des Islamismus, Gemeinnützigkeits-

recht und der fehlenden Aufarbeitung 
der SED-Vergangenheit in der Links-
partei auseinandersetzen wird. 
 
Insgesamt drei Arbeitskreise sollen 
Vorschläge für das Bundestagswahl-
programm erarbeiten. Erste Ergebnisse 
sollen im Herbst 2008 auf einer ge-
meinsamen Tagung des Bundesfach-
ausschusses debattiert werden. Die 

CDU-Bundesfachausschüsse haben die 
Aufgabe, die Programmatik der CDU 
im Detail zu formulieren, der interes-
sierten Fachöffentlichkeit ein An-
sprechpartner zu sein, die Beziehungen 
zwischen der Partei und Institutionen 
und Verbänden zu unterstützen und 
einen Beitrag zur Koordinierung der 
Politik der CDU in den Ländern zu 
leisten. (red) 
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Sie ist in den letzten Jahren ein viel zu 
seltenes Thema in den Medien gewe-
sen: Die Spätabtreibung. Anders als in 
der Presse ist das Thema für viele Fa-
milien von hoher Bedeutung.  
 
Wenn sich Fehlbildungen der Embryo-
nen immer früher durch die beständig 
verbesserte Pränataldiagnostik erken-
nen lassen, stellt sich zugleich auch 
immer stärker die Frage, wie man mit 
Behinderungen Ungeborener umgehen 
kann und soll. Das Thema Spätabtrei-
bungen war auf Betreiben der Union 
bereits im Jahr 2005 in den Koalitions-
vertrag aufgenommen worden – auch 
wenn die SPD damals nur sehr zurück-
haltend auf diese Problematik reagier-
te.  
 
Das Strafrecht (Paragraph 218) lässt 
Spätabtreibungen zu. Dies gilt im äu-
ßersten Fall bis hin zum Einsetzen der 
Geburtswehen, wenn es „unter Berück-
sichtigung der gegenwärtigen und zu-
künftigen Lebensverhältnisse der 
Schwangeren nach ärztlicher Erkennt-
nis angezeigt ist, um eine Gefahr für 
das Leben oder die Gefahr einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung 
des körperlichen oder seelischen Ge-
sundheitszustandes der Schwangeren 
abzuwenden, und die Gefahr nicht auf 
eine andere für sie zumutbare Weise 
abgewendet werden kann.“. 
 
Diese medizinische Indikation greift in 
der Regel, wenn mittels der Pränatal-
diagnostik eine Behinderung des Kin-
des festgestellt wird. Jenseits von kör-
perlichen Gefahren für die Schwangere 
bedeutet das, dass abgetrieben werden 
kann, wenn die Frau sich nicht in der 
Lage sieht, ein behindertes Kind groß-
zuziehen.  
 
Dies gilt dann als „schwerwiegende 
Beeinträchtigung des seelischen Ge-
sundheitszustandes der Schwangeren“ 
– eine wirklich lebensverachtende Ar-
gumentation! Die Tötung des ungebo-
renen Kindes erfolgt bei einer Spätab-
treibung durch eine Spritze mit Kali-
umchlorid in das Herz des ungebore-

nen Kindes, wenn es sich noch im 
Mutterleib befindet (Fetozid), danach 
findet in der Regel eine Totgeburt statt. 
 
Für die Durchführung einer Spätabtrei-
bung nach der 22. Schwangerschafts-
woche ist bislang weder eine Pflichtbe-
ratung noch eine Wartefrist erforder-
lich. Kurz formuliert: Ein behindertes 
Kind kann jederzeit abgetrieben wer-
den.  
 
Ich halte diesen Zustand für absolut 
unerträglich. Die CDU/CSU-Fraktion 
im Bundestag hat nun gehandelt. Wir 
haben unsere Eckpunkte für eine Er-
gänzung des Schwangerschaftskon-
fliktgesetzes dem Koalitionspartner, 
aber auch der Opposition, vorgelegt. 
Den Entwurf hierfür hat die Union in 
enger Abstimmung mit der Bundesärz-
tekammer erarbeitet. 
 
Die geplanten Änderungen sind: 
 
Für die Vornahme eines Schwanger-
schaftsabbruchs, der auf medizinischer 
Indikation beruht, soll ein Beratungs-
gespräch der Schwangeren obligato-
risch werden. Vor dem Abbruch ist 
eine dreitägige Wartefrist (Ausnahme: 
Lebensgefahr) einzuhalten und dem 
Arzt obliegt eine sorgfältige Informati-
ons- und Aufklärungspflicht auch über 
die medizinischen und psychosozialen 
Aspekte, die sich aufgrund der Diagno-
se für das ungeborene Kind und die 
schwangere Frau ergeben, sonst droht 
ihm eine Geldstrafe bis 10.000 Euro. 
 
Diese Regelungen klingen nicht spek-
takulär, nicht streng oder automatisch 
mit Sicherheit präventiv. Sie verfolgen 
jedoch mehrere sehr wichtige Ziele. 
Das möchte ich noch genauer ausfüh-
ren: 
 
1. Entscheidung für das Kind durch 
Zeit zur Entscheidungsfindung: 
 
Die Schwangeren sollen auch bei einer 
Spätabtreibung die Zeit haben, sich 
über ihre Situation zu informieren. Sie 
sollen eine weitaus verbesserte, um-

fangreiche Beratung erhalten und auch 
die ihnen bei der Beratung obligato-
risch ausgehändigten Broschüren zu 
Hause in Ruhe lesen und bei Interesse 
bereits Kontakte zu Verbänden bzw. 
Selbsthilfegruppen (beispielsweise 
Eltern behinderter Kinder) aufbauen. 
Der Druck auf die Frauen soll so durch 
Gespräch und Sachinformationen ent-
schärft und nicht etwa zusätzlich er-
höht werden. 
 
Man geht davon aus, dass viele 
Schwangere durch die gängige Praxis 
der Spätabtreibung bei festgestellter 
Behinderung diesen Schritt auf Grund 
des Schocks nicht überlegt gehen und 
nicht hinreichend informiert werden. 
Eine Studie hat übrigens ermittelt, dass 
etwa ein Drittel der spät abtreibenden 
Frauen den Eingriff direkt innerhalb 
der ersten drei Tage nach dem Befund 
vornehmen lässt.  
 
Mit dem angestrebten Zeitgewinn ist 
die Hoffnung verbunden, dass sich 
Frauen und die Väter durch bessere 
Informationen vermehrt für das unge-
borene Leben entscheiden, dies soll 
aktiv unterstützt werden.  Schließlich 
hat sich nicht allein die Pränataldia-
gnostik, sondern auch die behandelnde 
Medizin weiterentwickelt. Kinder mit 
Down-Syndrom etwa können heute 
viel besser in ihrer Entwicklung unter-
stützt werden als es sich viele werden-
de Eltern vorstellen können. 
 
2. Statistik: 
 
Durch die Dokumentationspflicht soll 
weiterhin Aufschluss über die Anzahl 
der Spätabtreibungen bzw. den Fetozid 
(auch bei Mehrlingsschwangerschaf-
ten) durch medizinische Indikation 
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erhalten werden. Für das Jahr 2007 hat 
das Statistische Bundesamt 229 Fälle 
von Schwangerschaftsabbrüchen nach 
der 22. Schwangerschaftswoche regist-
riert. Es wird aber angenommen, dass 
die tatsächliche Zahl viel höher liegt. 
Über diesen Bereich in der Medizin 
gibt es bislang keine zuverlässigen 
Angaben. 
 
Spätabtreibung ist ein heikles, ein 
schreckliches Thema. Niemand kann 
voraussagen, ob die geplante Ände-
rung des Schwangerschaftskonfliktge-
setzes tatsächlich dazu führen wird, 
dass sich mehr Schwangere und Väter 
für ihre Kinder entscheiden werden.  
 
Ich persönlich und alle Abgeordneten 
der CDU/CSU, mit denen ich darüber 
gesprochen habe, würden gerne viel 
weiter gehen. Ich finde, dass eine Spät-
abtreibung eines behinderten Kindes 
bis zum 9. Monat ohne eine Bedro-
hung des Lebens der Mutter nicht 
rechtfertigbar ist und daher verboten 
werden sollte.  
 
Eine Änderung des Strafgesetzbuches 
ist jedoch mit der SPD nicht machbar, 
daher hat sich die Union jetzt für die-
sen Vorstoß – eine Änderung des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes – 
entschieden.  
 
Erste Gespräche zwischen CDU/CSU 
und SPD haben bereits stattgefunden. 
Es herrscht zwar Einigkeit darüber, 
dass sowohl eine Beratung, als auch 
eine Wartezeit und Dokumentation 
sinnvoll sind, aber Vertreter der SPD 
verwehren sich gegen eine Gesetzesän-
derung. Sie setzen in ihren ersten Äu-
ßerungen auf Freiwilligkeit. 
 
Damit wird aber nicht die Praxis be-
rücksichtigt. 
 
Denn noch immer raten – so die Aus-
sage des Präsidenten der Bundesärzte-
kammer Jörg-Dietrich Hoppe – viele 
Ärzte in vielen Fällen zum Schwanger-
schaftsabbruch! Es sollte nicht verges-
sen werden, dass auch die Ärzte sehr 
starkem Druck ausgesetzt sind. Sie 
müssen die Möglichkeiten der Präna-
taldiagnostik ausschöpfen und die rich-
tige Diagnose stellen.  
 
Oft befürchten Ärzte – wenn dies auch 
nur in sehr seltenen Fällen vorkommt – 
dass sie sonst eine lebenslange Unter-
haltspflicht leisten müssen. Im Zwei-
felsfalle fallen also die ungeborenen 

Kinder, bei denen Behinderungen oder 
auch Fehlentwicklungen festgestellt 
werden, dieser Situation zum Opfer.  
 
Der Gesetzesentwurf soll insgesamt zu 
einem besseren Umgang mit der 
schwierigen Situation für Schwangere, 
aber auch für die Ärzte führen und so 
lebenserhaltend wirken. 
 
Ich hoffe, dass wir mit der SPD eine 
Einigung finden, sonst wäre noch ein 
die Fraktionen übergreifender Grup-
penantrag für den Gesetzesentwurf 
denkbar. Wir stehen aber erst am An-
fang der Gespräche.  
 
Eines ist jedoch ohne Zweifel: Wir 
brauchen eine neue Regelung für Spät-
abtreibungen. Die Initiative der 
CDU/CSU Fraktion ist ein erster, wenn 
auch kleiner, Schritt in die richtige 
Richtung.  
 
Ihre Kristina Köhler  
 
 
Mehr zur Arbeit unserer Bundestags-
abgeordneten finden Sie unter 
www.kristina-koehler.de 

Die katholische Arbeitnehmerbewe-
gung (KAB) war Thema des letzten 
AK Kirchen.  
 
Der Vorsitzende des Bezirksverbandes, 
Thomas Diekmann aus Hochheim, 
berichtete über die historischen Wur-
zeln und die aktuellen Aufgabenstel-
lungen dieses katholischen Laienver-
bandes. 
 
Seine Wurzeln liegen in den Umbrü-
chen der Industrialisierung des 19. 
Jahrhunderts und hatten auch ihre Ur-
sprünge in den Aufbrüchen nach 1848  
und den Auseinandersetzungen des 
Kulturkampfes.  
 
„Zentrale Figur“ war damals der Bi-
schof von Mainz, von Ketteler. Seine 
Rede auf der Liebfrauenheide bei Of-

fenbach (1869) war sozusagen die 
„Magna Charta der christlichen Arbei-
terbewegung“.  
 
Ausgehend vom christlichen Men-
schenbild und der katholischen Sozial-
lehre versteht sich die KAB als Bewe-
gung für soziale Gerechtigkeit, die 
eintritt für ein „Gutes Leben für Alle“.  
 
Heute diskutiert sie vor allem Zu-
kunftsmodelle wie die Tätigkeitsge-
sellschaft oder Alternativen zum aktu-
ellen Renten- und Gesundheitssystem 
und prüft Konzepte, die die materielle 
Sicherung unabhängig von der Er-
werbsarbeit sichern wollen.  
 
Konkret berät sie ihre Mitglieder im 
Sozial- und Arbeitsrecht, bietet Bil-
dungsfreizeiten an und qualifiziert ihre 

Mitglieder in religiösen und gesell-
schaftspolitischen Fragen durch ein 
regelmäßiges Programm auch in ihren 
Ortsvereinen. Durch die Unterstützung 
sozialpastoraler Aktivitäten fördern 
ihre Mitglieder die Zusammenarbeit 
von Glauben und Leben.  
 
Insbesondere treten sie für mehr inter-
nationale Gerechtigkeit und konkrete 
Hilfsprojekte ein und hier bei uns für 
den Schutz von Sonn- und Feiertagen. 
 
Haben Sie Fragen zur KAB? An-
sprechpartner in Wiesbaden ist Peter J. 
Riedle (Telefon: 06 11 / 44 24 02). 
 

(Peter J. Riedle) 
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Vor vier Jahren wurde der Wiesbade-
ner Altenpflegebericht heftig disku-
tiert. Damals war es noch strittig, ob 
wir als Kommune es uns überhaupt 
leisten können, stationäre Altenpflege-
einrichtungen zu betreiben. Ängste bei 
Bewohnern und Mitarbeitern waren 
vorhanden und wurden, gespeist von 
unterschiedlichen Interessenslagen, 
geschürt. 
 
Heute sind wir so weit, dass wir uns 
klar zu einem neu ausgerichteten Al-
tenpflegekonzept bekennen. Die Zeit 
des Analysierens und Vergleichens ist 
vorbei.  
 
Die Wiesbadener CDU will die lang-
fristige Existenzsicherung der stationä-
ren Altenpflege in städtischer Träger-
schaft. Mit unseren veralteten Häusern 
(Toni-Sender-Haus, Moritz-Lang-
Haus, Simeonhaus) und den damit 
verbundenen fast nicht mehr zumutba-
ren Bedingungen für Bewohner und 
Personal, sind wir nicht mehr konkur-
renzfähig und müssen ständig mit der 
Unterbelegung einzelner Häuser umge-
hen, was letztendlich immer zur Redu-
zierung von Arbeitsplätzen führt. 
 
Ziel einer verantwortungsbewussten 
Altenplanung und einer zukunftsorien-
tierten Pflege sollte es immer sein, 
bauliche und pflegetechnische Struktu-
ren zu schaffen, die es gestatten unsere 
Mitmenschen in Würde auf ihrem letz-
ten Lebensabschnitt zu begleiten. 
 
 In Wiesbaden wird es zukünftig zwei 
Altenpflegeeinrichtungen mit 265 Plät-
zen in kommunaler Trägerschaft ge-
ben. Insgesamt werden derzeit 2.200 
Pflegeplätze angeboten. 
 
Schwerpunkte zukünftiger Altenpflege 
in kommunaler Trägerschaft werden 
sein: 
 
o Prävention vor Intervention 
o Rehabilitation 
o ambulant vor stationär 
o Vermeidung kostspieliger Kranken-

hausaufenthalte durch spezialisierte 

Pflegeeinheiten und Nutzung der 
gemeinsamen Infrastruktur und 
Ressourcen der HSK 

 
Das Toni-Sender-Haus wird in einem 
Neubau zusammen mit dem ehemali-
gen Biebricher Krankenhaus, auch 
Sanierungshotel genannt, um 37 Plätze 
(von 113 auf 150) erweitert.  
 
Das Versorgungsangebot wird alle 
Standardleistungen der vollstationären 
Langzeit- und Kurzzeitpflege umfas-
sen. Zusätzlich wird auch für die stei-
gende Zahl älterer Migranten ein Ver-
sorgungsangebot entstehen. 

 
Integrative Strukturen der Altenhilfe 
im Stadtteil werden aktiv gefördert und 
ausgebaut und so Wegbereiter sein für 
eine moderne, wirtschaftlich gesunde 
und zukunftsweisende Pflegeinfra-
struktur. Auf dem Gelände des Toni-
Sender-Hauses soll ein Vorbild für 
eine neue soziale Kultur, in der die 
Pflegebedürftigen in die Mitte unserer 
Gesellschaft geholt werden, entstehen. 
 
So könnten beispielsweise in vorzuhal-
tenden Räumen eine Seniorenbera-
tungsstelle, ein ambulanter Pflege-
dienst, Praxen für Physiotherapie und 
Ergotherapie, eine Apotheke, Arztpra-
xen, eine Begegnungsstätte von Jung 
und Alt und eine Kindertageseinrich-
tung angeboten werden. 
 
Als Ergänzung zum Wohnhaus des 
Toni-Sender-Hauses mit Service Woh-
nen könnte im ehemaligen Biebricher 

Krankenhaus Tages- und Nachtpflege, 
Betreutes Wohnen und ein Hausge-
meinschaftsmodell für dementiell Er-
krankte und/oder für ältere Behinderte 
geschaffen werden. 
 
Diese Form des Wohnens im Verbund 
ist eine zukunftsorientierte Leistung, 
die im Biebricher Stadtteil bisher nicht 
angeboten wurde.  
 
Das integrierte Servicezentrum für das 
Leben im Alter könnte ein weiteres 
Angebot sein. Die Arbeit würde dort 
durch eine in die Einrichtung einge-
bundene Beratungsstelle, auch im Sin-
ne eines Pflegestützpunktes, wesent-
lich unterstützt. 
 
Ein Pflegezentrum 60 plus Geriatrie & 
Pflege, Wohnen im Serviceverbund, 
das integrierte Servicezentrum und die 
Versorgung von Menschen mit Migra-
tionshintergrund ist ein stadtteilorien-
tiertes Angebot, das die CDU Wiesba-
den schon lange eingefordert hat. 
 
In Dotzheim, in der Nähe der HSK 
werden in Zukunft 115 Pflegeplätze 
für spezielle Pflegebedürftige angebo-
ten werden. Ersatzweise für das Mo-
ritz-Lang-Haus und das Simeon-Haus 
wird dort eine pflegerische Spezialisie-
rung der stationären Pflege entstehen. 
 
In Wiesbaden besteht ein eindeutiger 
Bedarf an Wachkomapflegeplätzen für 
Erwachsene, für gerontopsychiatrisch 
Erkrankte, für die palliative Altenpfle-
ge, Akutgeriatrie mit anschließender 
Rehabilitation und an Kurzzeitpflege 
nach einem Krankenhausaufenthalt.  
 
Dem perspektivischen Bedarf rehabili-
tativer Pflege wird mit diesem Konzept 
Rechnung getragen und die bisher in 
der Versorgungsstruktur für ältere 
Menschen in Wiesbaden vorhandenen 
Lücken werden endlich beseitigt. 
 
Insbesondere unter dem Aspekt des 
demografischen Wandels ist die An-
passung von Infrastruktur und Hilfsan-
geboten für den zunehmenden Bevöl-
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kerungsanteil älterer Menschen und 
deren geänderter Bedürfnislage eine 
zentrale kommunale Aufgabe, zu deren 
Bewältigung ein umfassendes Quar-
tiersmanagement unter Einbezug am-
bulanter und stationärer Hilfsangebote, 
sowie nachbarschaftlicher und ehren-
amtlicher Hilfen, unabdingbar ist. 
 
Die CDU Wiesbaden stellt sich dieser 
Aufgabe und wird sicherlich nicht so 
handeln, wie es Dunker 2001 im To-
desstern beschrieben hat: „Die Eski-mos setzen ihre Alten aus, die Indianer 

gehen zum Sterben in die Einsamkeit, 
wir sperren unsere ein, geben ihnen 
Zeit, mit der sie nichts anfangen kön-
nen und halten sie so lange am Leben, 
wie es nur geht. Sie werden entsorgt, 
statt versorgt....“ 
 
Wir als CDU sehen einen besonderen 
Schwerpunkt unserer politischen Ar-
beit darin, unsere so liebenswerte Stadt 
auch für ältere Menschen liebens- und 
lebenswert zu gestalten. 

(Ingrid Reiß) 

Offizieller Empfang beim Bürger-
meister der Stadt Eltville 
 
„Warum in die Ferne schweifen, wenn 
das Gute liegt so nah“. Der vor den 
Toren Wiesbadens liegende Rheingau 
lädt mit seiner reizvollen Landschaft 
und den hervorragenden Weinen zwei-
fellos zum Verweilen in unserer Regi-
on ein. Die vielfältigen Möglichkeiten 
zur Erholung und Geselligkeit sind 
weithin bekannt und beliebt.  
 
Doch nicht nur die Nutzung dieser 
Angebote hatte der Vorstand der Wies-
badener CDA mit seiner Fahrt nach 
Eltville am 14. Mai 2008 im Sinn. 
Vielmehr waren die Pflege nachbar-
schaftlicher Beziehungen und das Inte-
resse an einem politischen Gedanken-
austausch wesentliche Motive für die-
sen Ausflug. 
 
Anlass dazu bot eine Einladung des 
Eltviller Bürgermeisters Patrick Kun-
kel. Das seit 2006 amtierende Stadt-
oberhaupt empfing die Mitglieder der 
Wiesbadener CDA gemeinsam mit 
dem Eltviller Stadtrat Hubert Rahn im 
Rathaus.  
 
In seiner Begrüßungsrede stellte Bür-
germeister Kunkel die Stadt Eltville 
und ihre Besonderheiten kurz vor. Zur 
Sprache kamen dabei natürlich die 
Themen Weinanbau und Tourismus.  
 
In seinem anschließenden Grußwort 
legte der Wiesbadener CDA-Kreisvor-
sitzende und Stadtverordnete Hans-
Achim Michna dar, wie wertvoll die 

Symbiose zwischen der Landeshaupt-
stadt und dem Rheingau ist.  
 
Die Kombination aus wirtschaftlichem 
Erfolg, einem hervorragenden Arbeits-
platzangebot und der hohen Lebens-
qualität mache aus dem Verbund 
Wiesbaden-Rheingau eine der attrak-
tivsten Regionen Deutschlands.  
 
Während des folgenden zwanglosen 
Gedankenaustausches wurden vor-
nehmlich kommunalpolitische Fragen 
diskutiert. Dabei wurde deutlich, dass 
die Herausforderungen für Städte wie 
Wiesbaden und Eltville zwar unter-
schiedlich sind, sich die Herangehens-
weisen zu ihrer Bewältigung aber 
durchaus ähneln. 
 
Im Anschluss an den Empfang führte 
die CDA Wiesbaden eine auswärtige 
Vorstandssitzung im Gutsausschank 
„Zur alten Schmiede“ durch, an der 

auch der frühere Wiesbadener Stadt-
verordnete und heutige Eltviller Sozi-
aldezernent Hubert Rahn teilnahm.  
 
Im Mittelpunkt standen aktuelle Vor-
haben des Kreisverbands und die poli-
tische Arbeit der kommenden Wochen. 
 
Höhepunkt des Abends war die Ehrung 
eines langjährigen CDA-Mitglieds. 
Heinz Rebelein, der auch dem Vor-
stand des CDU-Ortsverbands Wiesba-
den Mitte angehört.  
 
Er engagiert sich seit 25 Jahren in der 
CDA. Der Vorsitzende Hans-Achim 
Michna dankte ihm mit einer Urkunde 
für seinen Einsatz und die vielen 
Ideen, mit denen er die CDA berei-
chert hat. 
 

(Henrik Steglich) 
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung (MIT) Wiesbaden fordert 
kleine und mittelständische Unterneh-
men in Wiesbaden auf, sich auf den 
mit insgesamt 36.000 Euro dotierten 
„Hessischen Innovationspreis 2008“ zu 
bewerben.  
 
Voraussetzungen sind, dass das Unter-
nehmen seinen Standort in Hessen, 
höchstens 250 Beschäftigte und maxi-
mal 50 Mio. Euro Umsatz hat. Unter-
nehmen, die nachweislich mit Produk-
ten, Dienstleistungen oder Verfahren 
arbeiteten, die sich unmittelbar vor 
oder gerade erst in der Markteinfüh-
rungsphase befinden, sollten sich so 
schnell wie möglich bewerben. 
 
Der Preis wird alle zwei Jahre für her-
ausragende Beispiele im Innovations-
geschehen und unternehmerische Kre-
ativität vergeben. Der erste Preis ist 
mit 15.000 Euro, der zweite Preis mit 
10.000 Euro und der dritte Preis ist mit 
5.000 Euro dotiert.  
 
Das Hessische Wirtschaftsministerium 

und die Mittelständische Beteiligungs-
gesellschaft Hessen (MBG H) sind 
Hauptgeldgeber des Förderpreises. 
Erstmals werden in diesem Jahr drei 
weitere Sonderpreise mit jeweils 2.000 
Euro von Hessischen Kreditinstituten 
(Bankenverband Hessen e.V., DZ 
Bank AG und Helaba) vergeben. Me-
dienpartner sind hr-info und Rhein-
MainMedia. 
 
Unterstützt wird der Hessische Innova-
tionspreis in diesem Jahr von dem Be-
teiligungsfonds Hessen Kapital, der 
Beteiligungskapital zur Verfügung 
stellt. Hintergrund ist, dass kleine und 
mittlere Unternehmen nicht nur ihre 
Gründungs- und Wachstumsziele, son-
dern auch ihre Innovationsziele errei-
chen und vor allem ihr wirtschaftliche 
Eigenkapital stärken können.  
 
Der Motivation junger Technologiefir-
men gilt es mit Förderpreisen zu helfen 
und zu unterstützen, damit diese ihre 
Ideen effektiver entwickeln und auch 
umsetzen können. Für die MIT Wies-
baden ist auch ein sehr wichtiges Kri-

terium, dass die Herstellung und die 
Entsorgung der Produkte eine umwelt-
schonende Wirkung aufweisen. 
 
Bewerbungen sind zu richten an:  
 
MBG H Mittelständische Beteiligungs-
gesellschaft Hessen mbH, Schumann-
straße 4-6, 60325 Frankfurt 
 
Telefonisch erreichen Sie das Projekt-
büro Frankfurt unter 0 69 / 13 38 50 -
7840, das Projektbüro Wiesbaden un-
ter 06 11 / 7 74 86 65. 
 
Die Unterlagen können heruntergela-
den werden unter 
www.innovationspreis-hessen.de 
 
Bewerbungsschluss ist der 15. August 
2008. Die Preise für die prämierten 
Projekte sollen in einem feierlichen 
Festakt am 27. November 2008 im 
MAIN TOWER der Landesbank Hes-
sen-Thüringen vergeben werden. 
 

(Renate Diefenbach) 

Eines ist bei 
der JU sicher wie das 

Amen in der Kirche: am Pfingstwo-
chenende findet der Landestag statt.  
 
Dieses Jahr  fiel er überraschenderwei-
se dadurch auf, dass sich die Zahl der 
Anträge in Grenzen hielt (nur 200 in-
haltliche Anträge insgesamt) und sehr 
diszipliniert diskutiert wurde. Eine 
größere Diskussion entstand vielleicht 
bei drei bis vier Anträgen und wirklich 
hitzig wurde es eigentlich nur bei ei-
nem Antrag unserer Freunde der JU 
Hochtaunus zur neuen Satzung.  
 
Diese wollten die Pflicht zur Erhebung 
eines Beitrags erneut in die Satzung 
schreiben - was zur Wiederholung der 
„bezirksinternen Schlacht“ mit der 
Wiesbadener JU führte - diesmal eben 
auf Landesebene. Aber auch bei die-

sem Antrag galt: kaum abgestimmt 
war auch alles wieder in Ordnung. 
 
Aber es fiel noch etwas anderes auf. 
Denn wir Wiesbadener machten es 
uns zu nutze, das sich der Tagungsort 
diesmal (in Willingen in Nordhessen) 
gegenüber vom Hotel befand.  
 
Bereits um Viertel nach neun hatte 
sich die Mehrheit der Wiesbadener am 
Sonntag in der Halle eingefunden, 
womit sie das Privileg genossen, das 
Grußwort des ehemaligen Landesge-
schäftsführers „Ronaldo“ mit zu erle-
ben.  
 
Das gab dann auch eine lobende Er-
wähnung durch den Landesvorsitzen-
den später („Das hat leider fast keiner 
mitbekommen – außer die Wiesbade-
ner, die schon seit zehn vor neun heute 

hier sind!“). Nun kann man darüber 
spekulieren, warum wir bei einer Ta-
gung, die erst um zehn Uhr fortgesetzt 
wurde, bereits so früh wieder am Ta-
gungsort waren.  
 
Ein Grund dürfte sein, dass die Mehr-
heit der Wiesbadener diesmal gegen 
die Regel verstieß, dass sie im Allge-
meinen fast alle bis zum Ende der 
Samstag-Abend-Party blieben. Nur die 
Chefin, „the voice“, das Kuscheltier 
und der Offenbacher hielten sich dar-
an. Deshalb musste die Chefin (auch 
schon als „Partymaus“ bezeichnet) 
dann auch von Freunden aus dem Be-
zirk gerettet werden als es darum ging, 
von einer eigenartigen Figur mit wei-
ßem Hemd, schwarzer Perlenkette und 
Wollmütze loszukommen! 
 
Bei „the voice“ hingegen schien laut 
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den Quellen von Intimus III diesmal 
alles ganz normal zu laufen. Sie klebte 
diesmal an einem anderen, „kurzen“ 
Landesvorstandsmitglied („Wir haben 
wirklich nur über Politik geredet!“) - 
und das über einen relativ langen Zeit-
raum an diesem Abend.  
 

Und ansonsten beschäftigte sie wohl 
meistens wieder die Frage „Wo ist der 
Bezirksvorsitzende?“. Böse Zungen 
vermuten bei ihr eine relativ ausge-
prägte Obrigkeitshörigkeit und stellten 
sich die Frage, wer im Zweifelsfall 
höhere Priorität hätte - der Landes- 
oder der Bezirksvorsitzende?  

Dem Ergebnis stimmt Intimus III zu: 
das wäre vermutlich der Bezirksvorsit-
zende! Aber ob man da wirklich von 
Obrigkeitshörigkeit sprechen kann? 
Schließlich gilt doch bei „the voice“ 
fast immer: „Ich mag den voll gerne!“. 
 

(red) 
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Wissenswert: Wie beziehen die Mehr-
generationenhäuser alle Generatio-
nen ein? 
 
Mehrgenerationenhäuser richten sich 
an alle Alters- und Bevölkerungsgrup-
pen. Sie gehen auf die unterschiedli-
chen Bedürfnisse der Generationen ein 
und bieten das an, was vor Ort ge-
braucht wird. Die geplanten Angebote 
dokumentieren diese Vielfalt anschau-
lich: 
 
Ein Café bietet Frühstück, Mittagessen 
sowie Kaffee und Kuchen an - offen 
für Menschen aller Lebensalter. 
Brett- und Kartenspiele sind im Ange-
bot.  

Kinder im Alter ab sechs Monaten 
werden betreut. Plätze sind in erster 
Linie für berufstätige Eltern reserviert.  

In einer Lernwerkstätte im hauseige-
nen Kindergarten erklärt eine Gruppe 
von jungen Alten Phänomene aus dem 
Alltag.  

Börse für Dienstleistungen - mit Hil-
fe von Karteikästen, schwarzem Brett 
und dem Internet werden beispielswei-
se Angebote zu handwerklicher Hilfe 
im Haushalt und Garten veröffentlicht.  

Fit im Alter – Bewegungskurse für 
Seniorinnen und Senioren.  

Rentnerinnen und Rentner coachen 
Jugendliche bei der Jobsuche und 
Ausbildung.  

In der "Seniorenakademie" gibt es für 
Seniorinnen und Senioren beispiels-
weise PC-Kurse.  

Ältere Menschen vermitteln Jugendli-
chen, was zu ihrer beruflichen Ent-
wicklung beigetragen hat. Jugendliche 
lernen aus den Biographien der Älte-
ren. 

(Quelle: www.mehrgenerationenhaeuser.de) 
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Marion Petri: Wiesbaden soll sich an 
möglichen Windparks im Rheingau-
Taunus-Kreis beteiligen: 
 
„Versorgungssicherheit und Klima-
schutz gehören bei der Suche nach der 
richtigen Energiepolitik denknotwen-
dig zusammen. Wiesbaden schreibt es 
sich in vielerlei Hinsicht auf die Fah-
nen, die erneuerbaren Energien zu för-
dern. Manches Projekt lässt sich in und 
für Wiesbaden allein realisieren - nun 
haben wir etwas Größeres im Sinn, das 
eine Zusammenarbeit mit unseren 
Nachbarn erfordert."  
 
Marion Petri, umweltpolitische Spre-
cherin der CDU Rathausfraktion, be-
grüßt die Erwägung der Regionalver-
sammlung Südhessen, eine Reihe von 
Flächen im benachbarten Rheingau-
Taunus-Kreis als Vorranggebiete für 
die Errichtung von Windradparks aus-
zuweisen. 

"Fernwärme, Holzhackschnitzelhei-
zungen, Photovoltaikanlagen, Solar-
energie und die Nutzung von Thermal-
wasser sollen eine große Schwester 
bekommen, die Windenergie“, so Ma-
rion Petri. Die Landeshauptstadt Wies-
baden selbst ist aus topografischen und 
meteorologischen Gründen nicht ge-
eignet, um hier Windenergieanlagen zu 
installieren.  
 
Jedoch liegen von den hessenweit in 
die engere Prüfung genommenen 53 
Vorranggebieten allein 14 Flächen auf 
dem Gebiet der Gemeinden Hohen-
stein, Heidenrod, Waldems, Hünstet-
ten, Idstein, Aarbergen, Bad Schwal-
bach, Schlangenbad und Geisenheim 
im benachbarten Rheingau-Taunus-
Kreis.  
 
„Ich erachte die Realisierung von 
Windradparks auf diesen hierfür in 
herausragender Weise geeigneten Flä-

chen aus diesem Grund als ökologi-
schen Gewinn für die Bürgerinnen und 
Bürger des Landkreises und der Lan-
deshauptstadt gleichermaßen“, so Ma-
rion Petri weiter. 
 
Daher werde die CDU der Stadtverord-
netenversammlung vorschlagen, eine 
Kooperation zwischen Stadt und 
Rheingau-Taunus-Kreis anzugehen.  
 
„Wenn man dieses Projekt durch die 
Stadt Wiesbaden und den Kreis ge-
meinsam angeht, können die empfoh-
lenen Windkraftanlagen effektiver und 
zügiger errichtet werden.  
 
So kann Wiesbaden die Vorteile der 
Windenergie ebenfalls nutzen und 
gleichzeitig einen weiteren wichtigen 
Beitrag für den Klimaschutz leisten“, 
stellt Marion Petri abschließend fest. 
 

(red) 
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Ein Kommentar von Maria Seibert-
Gölz 
 
Der Begriff „Verantwortung“ ist viel 
strapaziert, besonders im Umfeld unse-
res kommunalpolitischen Engage-
ments. Aber, an dieser Stelle sei provo-
kant gefragt, wie gehen wir überhaupt 
mit Verantwortung um? Was bedeuten 
uns Selbst- und Mitverantwortung? 
Diese Frage sollten wir uns in den je-
weiligen internen Gremien, aber auch 
in unserer Arbeit im Ortsbeirat und 
Stadtparlament immer wieder stellen. 
 
Die Grundfrage „Wer übernimmt und 
trägt die Verantwortung?“ stellt sich 
bei Vorstandsbeschlüssen, wenn Bür-
ger mit Anliegen auf uns zu kommen 
oder wenn es um das Organisieren von 

Aktionen geht. Das übliche Szenario 
ist: Man wird sich über die inhaltlichen 
Fragen schnell einig – aber wenn die 
Frage auftaucht, wer es umsetzt, dann 
sollten das möglichst immer „die An-
deren“ tun. 
 
Die Gruppe „der Anderen“ besteht 
dann wahlweise aus anderen Vor-
standsmitgliedern, dem Ortsbeirat, der 
Verwaltung, der Stadtverordnetenfrak-
tion … Aber – Hand aufs Herz – kön-
nen und dürfen wir uns das als ehren-
amtlich Engagierte und Mandatsträger 
leisten? Wie oft gibt es die sinnvollsten 
Grundsatzbeschlüsse, die an der Um-
setzung scheitern? 
 
Wir verlieren mit der Einstellung „die 
Anderen sollten es tun“ immens an 

Glaubwürdigkeit. Im Vorstandsteam 
genauso wie gegenüber den Bürgern, 
die sich dann in ihrer ablehnenden 
Haltung in Bezug auf Politiker im all-
gemeinen nur bestätigt sehen. 
 
Wir schaden uns durch diese Haltung 
selbst und nehmen billigend in Kauf, 
dass uns der Spaß und auch die Befrie-
digung an einer erfolgreichen ehren-
amtlichen Tätigkeit verloren geht. 
 
‚Natürlich‘ denken jetzt bestimmt viele 
‚das ist doch überhaupt nichts Neues!‘. 
Und in der Tat, neu ist das Thema 
nicht, aber wir sollten das nächste Mal 
daran denken, wenn die Frage im 
Raum steht: 
 
„Und: wer setzt das jetzt um?“. 


